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Im Ausland zurückgelegte Beitragszeiten sind in der deutschen Rentenversicherung nur dann zu 
berücksichtigen, wenn dies nach über- oder zwischenstaatlichem Recht bzw. den Regelungen des 
Fremdrentengesetzes (FRG) vorgesehen ist. Das Vorhaben, mit den Nachfolgestaaten der Sowjet-
union ein Sozialversicherungsabkommen abzuschließen, konnte bisher nicht realisiert werden. 
Die Alterssicherung für Nachkommen bereits vor dem 20. Jahrhundert nach Osteuropa ausgewan-
derter Deutscher mit Beitragszeiten in der früheren UdSSR, denen nach der Wende in Osteuropa 
die Ausreise in die Bundesrepublik Deutschland als Aussiedler beziehungsweise Spätaussiedler 
gestattet wurde, richtet sich daher weiterhin nach dem Eingliederungsprinzip des FRG. Danach 
werden die Berechtigten so gestellt, als hätten sie ihr Erwerbsleben in strukturschwachen Regio-
nen Westdeutschlands zurückgelegt. Das Niveau der auf das FRG entfallenen Rente wurde zu 
diesem Zweck zunächst auf 70 Prozent begrenzt. 

Die historisch begründete Legitimation des dem FRG zugrunde liegenden, auf Kriegs- und Nach-
kriegsereignisse wie Flucht und Vertreibung beruhenden Eingliederungsprinzips war mit den 
eingetretenen politischen, rechtlichen und tatsächlichen Veränderungen Anfang der 1990er Jahre 
entfallen. Infolgedessen wurde auch die Abschaffung des FRG, dessen Grundlage in Frage zu stel-
len war, diskutiert. Die anstelle der Abschaffung mit dem Wachstumsförderungs- und Beschäfti-
gungsförderungsgesetz (WFG) vom 1. Oktober 1996 verbundene weitere Senkung auf 60 Prozent 
gemäß § 22 Abs. 4 FRG wurde damit begründet, dass das vorherige Rentenniveau sachlich nicht 
mehr zu rechtfertigen war und einschränkende Regelungen auch zur Erhaltung der Akzeptanz 
der Leistungen nach dem Fremdrentengesetz erforderlich wurden. 

Mit der Berücksichtigung der Tabellenentgelte für eine Unfallrente gemäß § 8 Abs. 3 FRG ist da-
gegen keine Absenkung des Rentenniveaus verbunden. 

Die Höhe der auf das FRG entfallenen Rentenausgaben wird in der Rentenbestandsstatistik nicht 
gesondert ausgewiesen. Laut Auskunft der Deutschen Rentenversicherung Bund liegen keine Er-
hebungen vor, aus denen eventuelle Mehrausgaben der gesetzlichen Rentenversicherung hervor-
gehen, wenn auf die Senkung der auf das FRG entfallenen Rententeile gemäß § 22 Abs. 4 FRG 
verzichtet werden würde. 
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